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Alle woſtanſtalten nehmen Beſtellung auf dieſes Blatt 
an, für Bredlau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
Herrenftrafe Nr. 20. 
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Hamburg, 1. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Roggen unverändett. — Oel pr. Frühjahr 21 ½, pr. Ok⸗ 
tober 21½. — Kaffee feſt, 4 ½ umſatzlos. — Zink 1000 
Cent. pr. April und Mai 91%. 

Paris, 28. Februar, Nachmittags 5 Uhr. 


30% 57, 90, 
5% 96, 65. 


(Berl. Bl.) 


Preuſ en. 


Kammer ⸗ Verhandlungen. 
Zweite Kammer. 
Dreiunddreißigſte Sitzung vom 1. März. 
Präſident: Graf v. Schwerin. 

> - Eröffnung: 12 Uhr. 

Die Kammer fährt in der Berathung der Verordnung vom 
10. Juli 1849 fort und nimmt zunächſt das Amendement 
Stücker abermals an. Piz 

65 3 und 4 der 
vergehen qualifiziren, werden auf Antrag der Kommiſſion geſtri⸗ 
chen, womit auch der Juſtizminiſter einverſtanden iſt, da der 
Kommiſſionsentwurf im $ 75 verordnet, daß bis zur Verkündung 
eines allgemeinen Strafgeſetzbuches die ö 1—4 und 6 der Ver⸗ 
ordnung in Kraft bleiben ſollen. 

5 wird dahin amendirt: 

„ Spricht das Geſetz bei Dienſtvergehen, welche Gegenſtand 
oe Disziplinarverfahrens werden, die Verpflichtung zur Wie⸗ 

krerſtattung oder zum Schadenerſatz, oder eine fonftige civil⸗ 
rechtliche Verpflichtung aus, fo gehört die Klage der Betheilig⸗ 
— 1 Givifgericht, jedoch vorbehaltlich der Beſtimmung 
„ 8 6 (von der Strafe für eine von einem Richter im Amt ver: 
übte Beleidigung) fällt aus. 

Statt der $$ 7 und 8 der Regierungsvorlage macht die Kom⸗ 
miſſion folgende Vorſchläge: „§ 7. Im Lauf einer Unterſuchung 
An den gewöhnlichen Strafgerichten darf gegen den Angeſchul⸗ 
igten ein Disziplinarverfahren wegen der nämlichen Thatſache 
Werfapuungeleite wenden. Wenn im Laufe eines Disziplinar⸗ 
2 gewöh lier wamlichen 55 eine Unterſuchung 

3 5 nlichen Straftichter gegen den Angeſchuldigten 
nee Rn 5555 das Disziplinarverfahren bis zur rechts⸗ 
Br rledigung der ſtrafgerichtlichen unterſuchung ausgeſetzt 

5 8 (etzt 5). Wegen der Thatſa ie in ei : 
richtlichen Unterſuchung vor dem — * Richter gen Bale 
rung gekommen find 9 1), findet ein Disziplinarverfahren nur 
Infofern ſtatt, als dieſelben an ſich und ohne ihre Beziehung zu 
dem Vergehen oder Verbrechen, welches den Gegenſtand der Un⸗ 
terſuchung bildete, ein Dienſtvergehen enthalten. Dem Diszipli⸗ 
nargericht bleibt es auch vorbehalten, zu ermeſſen, ob eine im 
ſtrafgerichtlichen Verfahren gegen einen Richter ausgeſprochene 

erurtheilung, die den Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt 
hat, dieſen Verluſt zur Folge haben muß ($ 2 Nr. 2).“ 

An Abg. Breithaupt bringt folgendes Amendement ein: 

Stelle des § 8 zu ſetzen: „Iſt in einer Unterſuchung vor 
den gewöhnlichen Strafgerichten eine Verurtheilung erfolgt, die 
den Verlust des Amts nicht zur Folge gehabt hat, ſo bleibt es 
dem Diszipun richte vorbehalten, darüber zu entfchelden, ob 
außerdem ein linarverfahren einzuleiten oder feſtzuſetzen und 
eine Disstplinarfisafe zu verhängen ſei. 

Iſt dagegen ben; 8 ‚gewöhnlichen Strafgerichten auf Frei: 
fpreäung er 5 Va ein Disziplinarverfahren wegen der 
En ee 1 See 
ſich und ohne ihre Beziehung zu ben Bede als dieſelben an 
welches den Gegenstand der Unterſuchung Birnen, eder Verbrechen, 
vergehen enthalten.“ ar re 5 n Disziplinar⸗ 

Der Regierungs⸗Kommiſſar giebt dem Amend 
Vorzug 1 Vorſchlage der Kommiſſion. ment den 

Referent Wentzel: Dem Breithaupeſſchen Amendement ſteht 
der geheiligte Grundſatz entgegen, daß Niemand wegen deſſelben 
Vergehens zweimal beſtraft werden darf („non bis in idemch, 

Der Juſtizminiſter: Der Grundfag: „non bis in idem« 
verbietet nur, daß eine Handlung unter einem und demſel⸗ 
ben Geſichtspunkte zum Gegenſtande zweier Unterſuchungen 
gemacht werde; er ſchließt aber nicht aus, daß eine nochmalige 
Unterſuchung ſtattfinde, wenn die Handlung auch unter einem 


andern Geſichtspunkte als ſtrafbar erſcheint. Es iſt daher zu⸗ 
ung, bei ra Handlung, die ein gewöhnliches Vergehen ent: 
hält, zu ſich nicht auch als Dienſtvergehen 


unter ob ſie 
darſtellt. 3 es 1 eine Freiſprechung durch den 
Strafrichter handelt, hat ſogar die Kommiſſion ſelbſt meine Auf: 
faſſung des Grundſatges non bis iu idem“ als richtig anerkannt. 
Eine andere Auslegung d 
ſich bringen. Es erſcheint z. B. gewiß nicht zweckmäßig, einen 
Richter, der wegen eines in den gewöhnlichen Strafgeſetzen vor⸗ 
geſehenen Vergehens eben eine Gefängnißſtrafe erlitten hat, ſo⸗ 
fort wieder Recht ſprechen zu laſſen. Hier wird jedenfalls eine 
keweilge Suspenfton im Wege der Disciplin am Orte fein. Ich 
ann daher den Vorſchlägen der Kommiſſion nicht unbedingt bei⸗ 


gevorlage, welche die bloßen Dienſt⸗ 


deſſelben würde vielfache Uebelſtände mit 


—— 


treten. — Der Juſtizminiſter ſucht noch durch verſchiedene, aus 


der Praxis entnommene Beiſpiele darzuthun, daß § 7 in der 

Kommiſſions⸗Faſſung erhebliche Bedenken zu erregen geeignet ſei. 
Referent Wentzel bemüht ſich dagegen nachzuweiſen, daß jene 

Beiſpiele ſchief ſeien und eher zur Widerlegung als zur Begruͤn⸗ 

dung der Anſicht des Juſtiz⸗Miniſters dienen könnten. 

892 5 Kammer tritt den Vorſchlägen der Kommiſ—⸗ 

ton bei. 8 


Berlin, 1. März. Se. Majeſtät der König haben allergnä⸗ 
digſt geruht, den Präſes der rheiniſchen Provinzial⸗Synode, 
Superintendenten und Pfarrer Schmidtborn in Wetzlar, zum 
General⸗Superintendenten der Rhein⸗Provinz zu ernennen; und 
dem Kreis⸗Phyſikus Dr. Rudolph zu Artern den Charakter als 
Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Der heutige Staats-Anzeiger enthält eine vom 27. Februar 
datirte Bekanntmachung des Chefs der preußiſchen Bank, in 
welcher derſelbe einen Auszug aus dem am 26. d. M. in der 
General⸗Verſammlung der Meiſtbetheiligten vorgelegten Verwal⸗ 
tungsbericht der preuß. Bank für das Jahr 1850 nebſt der Ver⸗ 
mögens⸗Bilanz vom 31. Dezember 1850, gemäß § 7 der Bank⸗ 
Ordnung vom 5. Oktober 1846, zur allgemeinen Kenntniß bringt, 
und zugleich beſtimmt, daß die Zahlung der für den Dividenden⸗ 
ſchein Nr. 8 feſtgeſetzte Dividende, zum Betrage von 

— 31 Rthl. 15 Sgr. — vom 3. März d. J. ab 
bei der Haupt⸗Bank in Berlin, ſo wie bei den Provinzial⸗Comp⸗ 
toiren zu Breslau, Köln, Danzig, Königsberg, Magdeburg, Mün⸗ 
ſter, Stettin und bei den Kommanditen zu Krefeld, Elberfeld, 
Elbing, Halle, Memel, Poſen, Stolpe und Stralſund, geleiſtet 
werde. — Der vollſtändige Verwaltungsbericht wird den Bank⸗ 
Antheils⸗Eignern in Berlin bei der Haupt⸗Bank, in den Provin⸗ 
zen bei den Bank⸗Comptoiren und Kommanditen verabfolgt werden. 


zum Flügel⸗Adjut. v. Schmidt, Sek.⸗Lt. und dienſtl. Adjut. der 
10. Kav.⸗Brig., tritt zum 1. Huſaren⸗Reg. zurück. v. Grolmann, 
Sek.⸗Lt. vom 7. Huſ.⸗Reg., zur Dienſtl. als Adjut. bei der 10. Kav.- 
Brig. kommandirt. Bei der Landwehr: Spring, Pohl, Unterofi. 
vom 3. Bat. 6. Reg., Gebeck, Duttenhofer, Vice⸗Feldw. Graf 
Matuſchka, Unteroff. vom 2. Bat. 7. Reg., Scholz, Unteroff. vom 
7. Ldw.⸗Kav.⸗Reg., zu Sek.⸗Lts. ernannt. Devens, Sek.⸗Lt. vom 2. 
Bat. 13., ins 1. Bat. 10. Reg. einrangirt. Wagner, Runge, Un: 
teroff. vom, 3. Bat. 10. Reg., letzterer bei den Pion., Graf Franken⸗ 
berg, Vice⸗Wachtm. vom 1. Bat. 22. Reg., bei der Kav., alle 3 zu 
Sek.⸗Lts. v. Gilgenheimb, Sek.⸗Lt. v. 1. Bak. 23. Reg., z. Pr.⸗Lt. 
v. Kraevel, Unteroff. v. 10. Ldw.⸗Kav.⸗Reg., zum Sek.⸗Lt. ernannt. 
v. Drygalski, Sek. ⸗Lt. vom 19. Inf.⸗Rg., dieſem als Pr.⸗Lt. mit 
der Armee⸗Uniform mit den vorſchr. Abz. f. B., dem bedingten Berjorg: 
Anſpruch und Penſion; Frhr. b. Siegenhoven gen. Anftell, 
Rittm. vom 4. Drag.⸗Rg., als Major mit der Reg.⸗Unif. mit den 
vorſchr. Abz. f. V. u. Penſion, der Abſchied bewilligt. v. Kraut, 
Oberſt⸗Lieut. u. Vorſtand der geheimen Kriegs⸗Kanzlei, als Oberſt mit 
der Unif, des Kriegs⸗Miniſt. mit den vorſchr. Abz. f. V. u. Penſion, 
der Abſchied bewilligt. Trautvetter, Sek.⸗Lt. vom 1, Bat. 10. Rg., 
v. Tſchiſchwitz, Sek. Lt. vom 1. Bat. 11. Rg., Kellner, Pr.. 
vom 3. Bat. 11. Rg., v. Schaetzel, Pr.⸗Lt. vom 2. Bat. 22. Rg., 
den beiden letzteren mit der Reg.⸗Unif. mit den vorſchr. Abz. f. B., 
v. Gaedecke, Pr.⸗Lt. vom 1. Bat. 23. Reg., der Abſchied bewilligt. 
Michaelis, Major, von dem Verhältniß als Führer des 2. Aufge⸗ 
bots vom 1. Bat. 23. Reg. entbunden. Spahns, Major u. Komdr. 
des 2. Bat. 29. Reg., dieſem als Oberſt⸗Lieut. mit der Unif. des Aten 
Jute mit den vorſchr. Abz. f. V. und Penſion der Abſchied be⸗ 
willigt. 

= Berlin, 1. März. [Entfheidungen des Ober 
Kirchenraths.] In Folge mehrfach eingegangener Anträge in 
Bezug auf die allgemeinen Verpflichtungen der Gemeindekirchen⸗ 
räthe hat der evangeliſche Oberkirchenrath ſich über die u. A. 
vorgeſchlagene Verpflichtung der Mitglieder der Ge⸗ 
meindekirchenräthe zur Amtsverſchwiegenheit dahin 
ausgeſprochen, daß kein Bedürfniß zu einer ſolchen Verpflichtung 
vorliege, ſondern entgegengeſetzt durch ſie zu einer bedenklichen 
Iſolirung der Gemeindebehörden Veranlaſſung gegeben würde. 
Auf der andern Seite würde freilich in einzelnen Fällen, nament⸗ 
lich wenn es ſich um perſönliche Beziehungen handele, die Ver⸗ 
pflichtung zur Bewahrung des Stillſchweigens nicht entbehrt 
werden können. Alsdann werde es aber vollkommen in der Hand 
des Vorſitzenden liegen, das Nöthige gegen unzuläſſige Veröffent⸗ 
lichungen beſonders vorzukehren. Auf die Begründung eines Ci⸗ 
tationsrechts der Gemeindekirchenräthe hinzuwirken, hat 
dem Oberkirchenrath nicht räthlich erſchienen, auf die allerdings 
nothwendige Vervollſtändigung der Gemeindeordnung nach dieſer 
Richtung hin, wird vielmehr erſt mit der weiteren Entwickelung 
der Verfaſſung Bedacht genommen werden können. Eine direkte 
Theilnahme ſämmtlicher Gemeindemitglieder an der 
Entwerfung der Lokalſtatuten erſcheine weder ausführbar 
noch angemeſſen, es würden vielmehr die Geiſtlichen, Patronen 
und Kirchenvorſteher unter Genehmigung des Superintendenten 
das Nöthige in dieſer Beziehung zu beſorgen haben, und nächſt⸗ 
dem würde es Aufgabe der Gemeindekirchenräthe ſelbſt fein, unter 
Berückſichtigung der fortſchreitenden Erfahrung und der innerhalb 
der Gemeinden laut gewordenen Wünſche, etwaige Modifikationen 
zu beantragen. 


Kommerlin, 1. März. [Der Bericht der Staatsſchulden⸗ 
Budget on vom 30. Novbr. 1850 iſt von der Central⸗ 
Abſchnitt des Beni ſion in Berathung genommen.] Im erſten 
Vernichtung per ots iſt angeführt, die Kommiſſion habe ſich nur bei 
unbrauchbaren ac tagteſchu den⸗Dokumente und der zur Cirkulation 
der übrigen eldwerfölnweiſungen u wogegen die Vernichtung 
theils durch Kommunen Papiere auf Grund früherer Verordnung 
in Gemeinſchaft mit nem der Karins der Bbg der Staatsſchulden 
theils durch Kommiſſarien Kommt arius der Ober⸗Rechnungs⸗Kammer, 
Die Central-Kommiſſlon erklart ee allein geſchehen ſei. 
In Betreff der Amts⸗Kautio 1 einverſtanden. 
Kommiſſion mit der bisherigen nd-Kapitalien iſt die Staatsſchulden⸗ 


u 5 Ve ; i . 
den, ſondern hält es für erfordern 7 derſelben nicht einverſtan 


a) daß der Staatsſchulden-Tilgungs⸗Ka 

einem gewiſſen Zeitpunkte — etwa 5 a rei 
Staate beſtellten Amts⸗Kautionen durch den Finanzminiſter anzu⸗ 
geben ſei; 7 - 
daß mit den sierteljährigen Ueberſchüſſen an Kautions-Kapitalien 
der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe zugleich die beſtimmte Angabe 


U 


i b) 


des Betrags der in dem betreffenden Quartal neu eingezahlten 


und reſp. zurückgereichten Kautionen gemacht werde. 
Die Central⸗Kommiſſton hielt dieſe Abänderung nicht für genügend, 


da die Amts⸗Kautionen jetzt als Staatsſchuld anerkannt ſeien, und da 


aus der Mittheilung des Finanzminiſters hervorgeht, daß nicht nur 
der Betrag der Amts⸗Kautionen fortwährend im Steigen begriffen, 
ſondern daß auch die Kautionen der Herausgeber von Zeitungen ꝛc. 
im Betrage von über 424,000 Rtl. hinzugetreten ſeien, fie beſchloß 
vielmehr den Antrag: 
es für erforderlich zu erklären, daß die Verwaltung der Amts⸗ 
Kautionen, ſo wie die Verzinſung derſelben vollſtändig der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden übertragen werde, hne die Ver⸗ 
mittlung der Provinzial⸗ und General⸗Staats⸗Kaſſe auszuſchließen. 

Die Kautionen der Herausgeber von Zeitungen ꝛc. werden bei Prü⸗ 
fung des Etats der öffentlichen Schuld in Erwägung kommen. 

Die Stagtsſchulden⸗Kommiſſton glaubt ihrer Verpflichtung zur jort- 
laufenden Kontrole nach den gegenwärtigen Beſtimmungen nicht voll⸗ 
ſtändig genügen zu konnen, weshalb fie eine Vervollſtändigung des 
Geſetzes vom 24. Februar 1850 dahin beantragt: 

1) die Kommiſſion ſei zu verpflichten, eines ihrer Mitglieder zu be⸗ 

auftragen, den Vorträgen in der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden regelmäßig beizuwohnen, jedoch nur als 9 
2) die e der Staatsschulden habe die Konzepte aller 
Verfuͤgungen an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe und an die 
Kontrole der Staatspapiere, ſo wie alle Erlaſſe an die Behörden, 
die Einziehung und Tilgung der Staatsſchulden betreffend, und 
nicht etwa blos Rückfragen, Erinnerungen ꝛc. ſeien dem unter 1. 
erwähnten Mitgliede vorzulegen, welches dieſelben zum Beweiſe 
feiner geſchehenen Mittheilung mit feinem Viſa zu verſehen habe. 

Die Central⸗Kommiſſion war mit dieſem Antrage nicht einverſtan⸗ 
den, weil ein praktiſcher et daraus nicht zu erwarten, wohl aber 
Konflikte und andere Nachtheile zu befürchten wären, und dieſe Ein⸗ 
richtung überhaupt als ein Eingriff der Kammern in die Exekutive 
angeſehen werden könne, und beſchloß mit überwiegender Majorität: 
dieſen Antrag der Kammer zur Genehmigung nicht zu empfehlen. 

In einer ſpäteren Sitzung der Central⸗Kommiſſion wurde dieſer 
Gegenſtand einer nochmaligen Erwägung und Abſtimmung unterzogen. 
Nach einer umfangreichen Diskuſſion und in der Meinung, daß es 
möglich ſein werde, auf adminiſtrativem Wege eine Einrichtung zu 
treffen, welche die Staatsſchulden⸗Kommiſſton in fortlaufender Kennt⸗ 
niß von den Geſchäften der Hauptverwaltung der Staatsſchulden er⸗ 
hält, blieb die Kommiſſion bei ihrem früheren Beſchluſſe ſtehen. 

Die Zweifel, welche die Staatsſchulden⸗Kommiſſton hinſichtlich der 


Berechtigung, die Rechnungen pro 1849 zu prüfen, hegte, hat dieſelbe 
Se Da peu 0 4 ba e bei bie ER eine authentiſche 
Auslegung des Geſeßes vom 24. Februar 1850 beantragte. Die Gen 


Die 
tral-Kommiffton hielt eine ſolche Auslegung nicht für erforderlich, da 
das Geſetz keine Beſchränkung enthalte. 

Die Staatsſchulden⸗Kommiſſton hat ferner beantragt: 

a) die Monita der ſtändiſchen Deputation gegen die Rechnung der 

Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe pro 1845/46 als erledigt anzusehen; 

b) die im Jahre 1845/46 beſtimmungswidrige Verwendung eines 

Theils des Kautions⸗Depoſitums zur Einlöſung ſämmtlicher unter 
2 ſch pCt. verzinslichen provinziellen Staats⸗Paſſtv⸗Kapitalien auf 
ſich beruhen zu laſſen; : . 

e) das Monitum der ſtändiſchen Deputation wegen Verwendung aus 

dem Depoſitum des Reſervefonds als erledigt anzuſehen. 

Die Central⸗Kommiſſion fand hiergegen nichts zu erinnern und be⸗ 
ſchloß zuletzt noch den Antrag: die Kammer wolle auf Grund der 
durch die Staatsſchulden⸗Kommiſſion vorgenommenen Prüfung die 
Rechnungen der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe pro 1845 bis einſchließ⸗ 
lich 1848 dechargiren. 


[Die letzte Dresdener Plenarfiguug] vergegenwärtigt 
ziemlich deutlich das Chaos, in welchem wir ohne Kompaß um⸗ 
hertreiben. Wir ergänzen das bereits Mitgetheilte noch durch 
folgende uns weiter zugegangene Notizen. — Da Preußen das 
Neunerkollegium gemeinſam mit Oeſterreich ſelbſt in Vor⸗ 
ſchlag gebracht hatte, fo befand es ſich in der Unmöglichkeit, ge⸗ 
gen daſſelbe zu ſtimmen, obgleich die längere öffentliche Diskuſ⸗ 
ſion dieſes Projekts endlich auch der preußiſchen Diplomatie die 
Ueberzeugung aufgedrängt hatte, daß ſie durch das Eingehen auf 
daſſelbe das Intereſſe Preußens in den weſentlichſten Nachtheil 
geſetzt habe. Es wurde von preußiſcher Seite dem Fürſten 
Schwarzenberg gegenüber geltend gemacht, daß die frühere 
Einwilligung nur eine eventuelle, durch die Gegenbewilligung des 
Präſidialwechſels bedingte geweſen ſei; da man nun in letzterer 
Beziehung eine beſtimmte Bürgſchaft gar nicht in der Hand habe, 
ſo müſſe man auch jetzt das Votum über das Neunerkollegium 
fi vorbehalten, bis zugleich die Präſidialfrage entſchieden ſei. — 
So blieb es dem Fürſten Schwarzenberg überlaſſen, in der 
Plenarſitzung den Antrag auf das Neunerkollegium einzubringen, 
während Preußen zwar den übrigen Staaten deſſen Geneh⸗ 
migung anheimſtellte, ſich ſelbſt aber vorläufig der Abſtim⸗ 
mung enthalten zu müſſen erklärte, indem es noch eine 
weitere 14tägige Friſt zur reiflicheren Erwägung für ſich in An⸗ 
ſpruch nahm. Zugleich wurde bemerkt, daß eine ſolche Friſt im 
Allgemeinen rathſam erſcheine, um Zeit zu einer allſeitig freien 
Aeußerung zu gewinnen; Preußen wünſche nicht nur, daß hierin 
jede Rückſicht beobachtet werde, ſondern es beharre auch im Gan⸗ 
zen auf der Anſicht, daß die Konferenz nur mit Stimmeneinhel⸗ 
ligkeit für alle Theile bindende Beſchlüſſe faſſen könne. — Eine 
eigentliche Diskuſſion fand hierauf nicht ſtatt; die Bevollmäch⸗ 
tigten gaben nach einander ihr Votum über die öſterreichiſche 
Propoſition zu Protokoll, einige derſelben jedoch mit längeren 
Motivirungen. Wie ſchon erwähnt, erklärten ſich die vier klei⸗ 
nen Königreiche mit Naſſau, Braunſchweig, Lippe- Schaumburg 
und Reuß jüngere Linie ſofort ohne weiteren Vorbehalt für das 
Neunerkollegium, hatten jedoch gegen das Offenlaſſen des Pro⸗ 
tokolls für andere Staaten nichts einzuwenden. Dagegen er⸗ 
klärten die Bevollmächtigten für Baden und für die freien Städte, 
daß ſie zwar geneigt ſeien, noch weitere Inſtruktionen einzuholen, 
doch ſchon jetzt die Verwerfung des Projekts von Seiten 
ihrer Regierungen in beſtimmte Ausſicht ſtellen könnten. — 
Die Bevollmächtigten der übrigen Staaten ſchützten den Man⸗ 


J gel ausreichender Inſtruktionen vor, und behielten ihr Votum 


bis nach Ablauf der vierzehntägigen Friſt vor. — Baiern, Sach⸗ 
ſen und Würtemberg proteſtirten ſchließlich noch unter Hervorhe⸗ 
bung der bereits früher erwähnten Gründe gegen die Rückkehr 
zum alten Bunde, inſofern dieſelbe etwa als Konſequenz der von 
Preußen dargelegten Anſicht aufgeſtellt werden ſollte. — In Be⸗ 
treff der Inſtruktionen, welche dem in einigen Tagen von hier 
nach Wien abgehenden Grafen Arnim mitgegeben werden ſol⸗ 
len, erfahren wir, daß Preußen fortwährend ſeine Zuſtimmuns 
zu dem Neunerkollegium in Ausſicht ſtellt, wenn der Präſſdial⸗ 
wechſel in dieſem fo wie im Plenum zugeſtanden werde und die 
neueſten Anſprüche Baierns unberückſichtigt bleiben. (N. 3 

[Die deutſche Kaiſeridee.] Es ſind uns mehrſeitig 421 
richtigungen zugegangen, welche in Abrede ftellen, daß Oeſterreich 
in Dresden mit einem „Antrage“ auf Herſtelung des öfter: 
reichiſchen Kaiſerthums über Deutſchland hervorgetreten 
ſei. Wir haben das Vorhandenſein eines wirklichen „Antrags“ 


leicht nicht ſo ſehr 


auch nie behauptet, aber wir haben aus der Thatſache, daß ſämmt⸗ 
liche Organe der öſterreichiſchen Preßpropaganda gleichzeitig und 
einſtimmig mit einer Anpreiſung der Idee des öſterreichiſchen 
Kaſſerthums debütirten, ein Zeugniß dafür entnehmen müffen, 
daß in dem beregten Sinne eine gemeinſame Parole ausgegeben 
worden ſei. Die vom Wiener Kabinett inſpirirte Preſſe iſt, wie 
der tägliche Augenſchein zeugt, zu gut an Appell gewöhnt, als 
daß ein ſolches Auftreten ohne Ordre erklärlich wäre. Der Ei⸗ 
fer ſteigert ſich bereits. Die „Kaſſeler Zeitung“ geht in 
ihrem wohlbeſtellten Enthusiasmus heute ſchon fo weit, die Kai⸗ 
ſerfrage zu einer allgemein konſervativen Angelegenheit zu machen 
und uns vorzuwerfen: „daß wir dieſe Feuerprobe des Konſerva⸗ 
tismus nicht beſtehen.“ Etwas zurückhaltender find die „Deutſche 
Volkshalle“ und die „Hiſtoriſch⸗politiſchen Blätter.“ 
Letztere drucken den bekannten, in allen bezeichneten Organen 
wörtlich mitgetheilten Flo rencourtſchen Artikel an ganzer 
Ausdehnung ab; rühmen den „originellen markigen en 
geben dem Verfaſſer Recht, „daß Deutſchland geholfen — ſo⸗ 
bald der von ihm entwickelte Gedanke praktiſch verwirklich u 
fertig vor uns ſtände“; ftimmen ihm bei, „daß jedes an — 
Abkommen nur zu einem unſichern, gebrechlichen Mittelzuſtan 
führen werde“; aber heben denn doch einige Schwierigkeiten 
hervor, die in Preußen und dem Proteſtantismus liegen mo 1 
„Sollten indeſſen Deutſchland noch einmal beſſere Tage beſch 
den fein, fo könne Oeſterreich der ihm gebührende Plat nicht 
entgehen.“ Welcher „Platz“ dies fei, kann nach dem Vorſtehen⸗ 
den wohl nicht mehr zweifelhaft fein. Aber das Blatt muß be⸗ 
hutſam auftreten. Es liegt das in ſeiner ganzen Stellung. Wir 
bemerken nur, daß es als baieriſches Organ ſich in Acht zu neh⸗ 
men hat, mit der öſterreichiſchen Kaiſerider nicht die Münchener 
Großmachts⸗Beſtrebungen empfindlich zu verletzen. Uns wird es 
auch in Zukunft eine ernſte Aufgabe ſein, dieſen und ähnlichen 
Maulwurfsgängen in der Politik der Gegner Preußens beleuch⸗ 
tend nachzuſpüten. (N. Pr. 3.) 
[(In Betreff des Abganges unſeres bisherigen Ge⸗ 
fandten am öſterreichiſchen Hofe] erfährt man, daß viele 
ſeine Wünſche berückſichtigt worden ſind, als 
vielmehr diejenigen des Fürften Schwarzenberg, von 
den mittelbaren Verwendungen des Geſandten einer großen Macht 
in Wien. Man wird ſich erinnern, daß Graf Bernſtorff bereits 
im vorigen Sommer Veranfaſſung hatte, die Würde des Staa⸗ 
tes, den er repräſentirt und deshalb auch ſeine eigene Situation 
in Wien mit Entſchiedenheit auftecht zu erhalten. Indem er 
die Linie eines ſolchen, feinem ehrenvollen und feſten Charakter 
angemeſſenen Verfahrens einhielt und unter den höflichſten For⸗ 
men dem Ernſte feiner ſchwierigen Aufgabe niemals etwas vers 
gab, ſchien er den Wünſchen von zwei Kabinetten nicht zu ent⸗ 
ſprechen, die gerade in ſeine Stellung einen mit den früheren 
Anſichten des Fürſten ſchon länger und mehr vertrauten und über⸗ 
haupt nachgiebigeren Diplomaten gebracht zu ſehen wünſchen.— 
Unwillkürlich erinnert man ſich zugleich hierbei, daß der General 
v. Radowitz durch ein ſonderbares Zuſammentreffen der Umſtände 
bald darauf London verließ, nachdem von Wien aus in der dor⸗ 
tigen offiziöfen Preſſe lebhaft über die ſchwierigen Verhältniſſe 
der öſterreichiſchen Diplomatie gegenüber dem Kabinet von St. 
James geklagt worden war und man bereits damals die Abſicht 
des Fürſten Schwarzenberg ausſprach, den in London früher bes 
liebten Fürſten Paul Eſterhazy nach London zu ſenden, oder 
überhaupt wenigſtens die öſterreichiſche Geſandtſchaft dort zu ver⸗ 
ändern. Man ſieht nun alſo, ſeit der Abberufung des Baron 
Koller aus London, zwei vielleicht nur eingebildete Hinderniſſe des 
öſterreichiſchen Fortſchrittes gegenüber dem engliſchen Staaz⸗ 


Sekretär des Auswärtigen aus dem Wege geräumt, bemerkt aber 
noch keine beſonderen Erfolge davon. Conſt. 3.) 
Berlin, 1. März. [Tagesbericht.] Dem Vernehmen 


nach wird der 3 a. D. Herr Uhden übermorgen 
ach Kaſſel abreiſen. I a 

i Der zum preußiſchen Gefandten am Wiener Hofe 3 
Graf Arnim⸗Heinrichsdorf wird, wie wir erfahren. en 
nächſten Tagen noch nicht an den Ort feiner B 8. Nel) 


ehen. i 
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Der heſſen⸗ darmſtädtiſche Fa mit dem Herten 


Herren wohnen 


heute einem Diner beim Kriegsminiſter 5 000 ber a wasche 
BG 
nach N 1 
Pechlin, 
8 
Herr v. uhden wird vor feiner Abreiſe nach Koſſel noch eine 
In zuffiſch n Gefen aks betel werden Devefcen 
r eſandtſchaftshotel 
aus Petersburg erwartet, auf die in Bezug auf die Dresdener 
e ie nec, Kammer ich ihre äche Sling am 3. Min 
halten. 
Petitions⸗Kommiſſion und der 1 
v. Vindefchen Antrag, betreffend einen Geſetz⸗Entwurf über in⸗ 
terimiſtiſche Kreis vertretungen. . 5 
In der vorigen Seſſion IR * zweite Kammer einen Be⸗ 
ſchluß gefaßt, der eine 2 rallſirung des Penftonswe⸗ 
ſens und eine einheitliche Verwaltung aller gleichartigen Fonds 
empfahl. Das en hat nun eine Denkſchrift 
entwerfen ate Be die Nachtheile einer d Cen⸗ 
traliſtrung entwickelt werden. (C. B. 
err v. 9 iſt an Stelle des wegen Beförderung im 
Amte en enen Regierungs⸗Präſidenten v. Manteuffel in 
De 5 5 7 1 a nn 
. der Ehre, in eine Kommiſſion gewählt 
. das erſtemal zu erfreuen, und ſcheint dieſelbe bieds 
mal nur dem Umſtande zu verdanken zu haben, well bie * 
verweiſung des Entwurfs auf feinen Antrag erfolgte. x 
Der Abgeordnete Broicher hat fein Mandat 
Kammer niedergelegt. Es wird daher Er 
eben erſten Koblenzer Wahlbezirk eine = X 
nden. 5 Blatt“ en alt 1) eine Auf⸗ 
Das neuefte „Ju il. Minister gz liche Gerichtsbehörden, se 
forderung des Ju miniſters an fü 
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ompetenz⸗Konfliktsſachen möglichſt ſchnell an den zu deren Entſchei⸗ 
— aun ee . 2 — 2) ein Erkenntniß des 
eben gen Gerich 1 2 er Rechtsweg gegen en 
eſen Uebertre d 


. wegen einer von eahnten e — der ſtädtiſchen 
au-Polizei⸗Vorſchriften unzuläſſig iR, 3) im nichtamtlichen Theil eine 
Auslaſſung über die Frage, ob ein Angeſchuldigter, welcher förmlich 


2 eſprochen worden, wegen der Thatſachen, welche Gegenſtand der 
nklage geweſen, nochmals in einem neuen Verfahren ver werben 
könne. Es wird ausgeführt, daß ſowohl der rheiniſche Kaſſationshof 
wie das Obertribunal bei zwei verſchiedenen Fällen entſchieden haben, 
daß ein in einer un wegen vorſätzlicher Tödtung Freigeſprochener 
noch einmal wegen fahrläſſiger Tödtung angeklagt werden kann, und 
daran die Erwartun, geknüp! daß bei der ſtimmung zwiſchen 
den beiden höchſten Gerichtshöſen ſich ſämmtl e Gerichte zu dieſem 


Grundſatze bekennen werden. 8 , 
Die — Nummer des „Minifterialblattes für die ge⸗ 
ent alt u. 


ammte innere Verwaltun A. nachſtehende Verſü⸗ 
— en: 1) vom 1. r, w iſter des Innern, v. Weſt⸗ 
alen, den Oberpräſidenten und Gener ‚Kommiffionen die Grund⸗ 
age mittheilt, welche ihn bei Amte leiten werden. 2) vom 
27. Dezember v. J. wegen g der Diäten und Fuhrkoſten⸗ 


fonds. 3) vom 19. November, 
der Strafanftalten, der Uni⸗ 


der 9. 
verfitäten, wiſſenſchaftlichen Inſtitute und beſonderen Stiftungen, fortan 
— G ni — Feuersgefahr nicht verſichert — ſollen. 
4) vom 14. D „daß die landespolizeiliche 2 zur 

nn — oder Waſſerſchöpf⸗Mühlen erforder⸗ 


1 nlegung von 
v. „ 0 v „ 
a je antes wohnenden Mücgtiedern des Gewesberaths durch ihre 
Theilnahme an den Sigungen des letztern erwachſen. 6) vom 30. De. 
zember b. J., wegen i irk 
k 1 cm © 000 
nuat 9 5 a By Erb gsſchriften der Hande 
auün en der 
damit durch eigene Boten geftattet ſei. 

* Poſen, 1. Mätz. [Wahlen.] Statutenmäßig werden die 
beiden Direktoren der hleſigen Landſchaft alle ſechs Jahre neu 
gewählt. Geſtern fand diefe Wahl ſtatt. Als Provinzial⸗Land⸗ 
ſchafts⸗Direktor wurde mit einer Mehrheit von 3 Stimmen ge⸗ 
gen den bisherigen Direktor v. Jarochowski der General⸗Land⸗ 
ſchaftstath v. Kurezewski auf Kowolewo bei Pleſchen für die 
nächſten 6 Jahre von Johanni d. J. an gerechnet, gewählt. Für 
die Stelle als General⸗Landſchafts⸗Direktor fiel die Wahl auf 
den a Direktor v. Brodowski auf Geyersdorf als er⸗ 
fin, Guſt ab v. Potworowski auf Gola als zweiten, und 

v. Jarochowski als dritten Kandidaten. Als persona grata 
hat wohl Hr. v. Brodowski ſeine Wiederbeſtätigung Seitens der 
Regierung (der die Wahl aus dieſen drei Kandidaten vorbehal⸗ 
ten iſt) mit Gewißheit zu erwarten. 
som, 26. Februar. [Verbot.] Die Polizei hat für den 
bevorſtehenden Carneval alle dramatiſchen und deklamatoriſchen 
Vorſtellungen unterſagt und ſelbſt einer Geſellſchaft, die zu wohl⸗ 
thätigen Zwecken ein muſikaliſches Divertiſſement mit eingelegten 
Reden aufführen wollte, iſt vom Poltzeidirektor Geiger ein Ver⸗ 
bot zugegangen. Seit alten Zeiten, ſeit dem Mittelalter ſind ja 
hier wie anderswo die Faſtnachtsſpiele eine Volksbeluſtigung ge⸗ 
weſen, und ſelbſt die ſtrenſten Machthaber ließen ſich während 
der chriſtlichen Saturnallen einen Schlag mit der Pritſche ge⸗ 
fallen. Man pflegt am Ufer der Flüſſe die Höhe zu bezeichnen, 
bis zu welcher die Fluth in Jahren großer Ueberſchwemmung ge⸗ 
fliegen. Wird die Fluth der Reaction ihren höchſten Stand nicht 
bald erreicht haben? Bis jetzt ſteigt es wie Waſſer unaufhaltſam 
weiter. efer=3.) 
Köln, 27. Febr. [Parade.] Auf dem Neumarkte hielt der 
Prinz von Preußen heute eine große Parade ab und drückte 
in einer Anrede an die Ofſiziere die Freude aus, ſie hier wieder 
zu ſehen und ermahnte ſie, die zum Militärdienſte neu herange⸗ 
zogenen jungen Leute tüchtig auszubilden. Nach der Parade reifte 
der Prinz nach Koblenz ab. S 


neu tale nn 5 

Frankfurt a. „ 27. Febr. [Der Erzherzog Jo⸗ 
hann) von Oeſterreich hat an den Beſitzer der Gartenwohnung, 
die er im Spätſommer 1849 inne hatte, die ſchriftliche Anfrage 
geſtellt, ob er die fragliche Wohnung für den Zeitraum von ſechs 
Sommermonaten um denſelben Miethspreis wieder haben könne, 
die in jenem Jahre dafür bezahlt wurde. Es iſt nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß eine bejahende Antwort erfolgt iſt, da die Wohnung 
ſeit dem Abgange des Herrn F Me. v. Schönhals leer ſteht. 

f (Reform.) 
Naſtatt, 25. Febr. Unſere Pionnier⸗Abtheilung hat uns am 
Morgen verlaffen, und Mittags iſt die öſterreichiſche eingerückt. 

Dresden, 28. Febr. [Die Demobilifirung] unferer 
Armee ſchreitet immer weiter vor, und die angeordneten Truppen⸗ 
dislokationen ſind wieder zurückgenommen worden. — Die Groß⸗ 
Herzogin von Toskana, die vorgeſtern Abend hier eintraf, wird 
beim hieſigen Hofe bis zum Monat Mai verweilen. — In der 
erſten Kammer wurde geſtern die Poſition 10 des außerordentli⸗ 
chen Ausgabe» Budgets, die von königlich preußiſcher Seite 
geleiftete Truppenhülfe betreffend, betathen. Die Deputation 
machte den Bericht der Deputation der zweiten Kammer zu dem 

igen, und die Kammer nahm ihn ebenfalls unverändert an. 
Hierauf folgte die Berathung des königl. Dekrets, die anderweite 
Vorlegung des Entwurfs zu einem Berggeſetze betreffend. — In 
der zweiten Kammer wird die Berathung über den Abſchnitt 
VII des reviditten Verfaſſungs⸗Entwurfs und den Entwurf eines 
neuen Wahlgeſetzes wieder aufgenommen. Ueber § 71, welcher 
die Zuſammenſetzung der erſten Kammer beſtimmt, wird eine län⸗ 
gere Debatte gehe Die Regierungs⸗Vorlage beſtimmt zu Mit⸗ 

fiedern der erſten Kammer die volljährigen Prinzen, die Beſitzer 
E N Wildenfels, Könfgsbrück, Reibersdorf, det fünf 

önburgiſchen Wee ed Glauchau, Waldenburg, Lichten⸗ 
Kin Hartenftein und Stein durch einen ihres Mittels, die vier 
ſchönburgiſchen Lehnsherrſchaften Rochsburg, Wechſelburg, Penig 
und Remiſſen durch einen ihres Mittels, einen Abgeordneten der 
N Leipzig, den Dekan des Domſtifts St. Petri zu Bus 
diſſin, den Superintendenten zu Leipzig, fünfzehn Abgeordnete der 


rößeren ländlichen Grundbeſitzer, zwölf vom Könige nach freier 
Wahl auf e ernannte Mitglieder, die erſten Magiſtrats⸗ 
erſonen der Städte Dresden und Leipzig und die erſten Magiſtrats⸗ 
Perſonen in ſechs vom Könige zu beftimmenden Städten. Die 
Kammer nimmt den § 71 an und beſchließt nur, daß unter den 
12 vom Könige zu ernennenden Mitgliedern ſechs Perſonen ſein 
ſollen, welche mit Grunbftücen anſaͤſſig find, auf denen minde⸗ 
ſtens 5000 Steuereinhelten haften. $ 71 wird hiermit $ 1 des 
neuen Geſetzes. Die 55 72 und 73, die unweſentlichen Inhalts 
find, werden ebenfalls genehmigt. Ref.) 
Sn 27. Februar. [Die deutſche Frage.] In 


daß, mit Ausſchluß der Gebäude der 


der heutigen Sigung der erſten Kammer ergriff General⸗Syn⸗ 
dikus 12 das Wort: Die Lage der Geſchäfte fei derar⸗ 
tig, daß die Stände in wenigen ochen die Vorlagen beendigt 
haben würden. Es ſtände demnach wohl eine Vertagung bevor, 
während welcher die Regierung die übrigen Vorlagen fertig ma⸗ 
5 würde, Die Stände könnten indeſſen nicht zu Hauſe zu⸗ 

ehren, ohne die wichtigſte aller Fragen, von dee auch 
die innern Landesfragen dependent ſeien, vorher zur Ertedigung 
gebracht 7 aben. Er freue ſich, daß die Regierung freitoſllig, 
und nicht erſt durch eine Zangengeburt, wie es bei andern deuk⸗ 
rungen nöthig, eine Mittheilung über dieſe Angelegen⸗ 
en habe zugehen laſſen, und, wie es einer konſti⸗ 
N eme, das Verlangen nach einer beiſtim⸗ 
menden Wü ausgeſprochen habe. Zu dem Ende 
bedürfe es aber zuvor einer kommiffariſchen Prüfung, welche, wie 
er glaube, auch in dem Wunfe er Regierung gelegen habe, 
um dem Ausſchuſſe 1 Ie Un Mittheilungen, die wegen 
des schwebenden Charakters der Frage öffentlich nicht gegeben 


Drud und Werlag von Groß, Barth u. Comp. 


abend obwalten. 


r 


werden könnten, zu machen. Im andern Hauſe fei ein Antrag 
angekündigt (auf Druck der Aktenſtücke), welcher nach Lage der 
Sache wenig förderlich ſcheine, da dasjenige, was gedruckt wer⸗ 


den könne, blitzwenig ſein werde; um nun, wo möglich, ehe die⸗ 


ſer Antrag in der andern Kammer zur Berathung komme, einen 
Beſchluß in dieſem Haufe zu Stande zu bringen, dem ſich viel⸗ 
leicht die andere Kammer anſchließe, erſuche er den Präſidenten, 
das betreffende Schreiben baldmöglichſt, vielleicht ſchon auf die 
nächſte Tagesordnung zu ſetzen. Präſident Graf Ben nig ſen: 
Es bedürfe dazu erſt einer Beredung mit dem Präſidenten zwei⸗ 
ter Kammer, da bis jetzt unter ihnen verabredet ſei, daß die deut⸗ 
ſche Frage zunächſt in zweiter Kammer zur Berathung kommen 
ſolle. Es ſei indeſſen keine definitive, und würde daher wohl 
kein Bedenken gegen eine Anſetzung dieſer Frage auf den Sonn⸗ 
N.) 


Ratzeburg, 28. Februar. Das jüngſte von hier mitge⸗ 
theilte Gerücht, daß das Regiment Wellington von Altona 
und Hamburg wiederum ins Lauenburgiſche verlegt werden 
ſollte, ſcheint ſich zu beſtätigen. Häufige Deſertionen Aſſentirter 
follen die Veranlaſſung fein. Ueberhaupt ſcheint eine allgemeine 
Dislocation der öſterreichiſchen Truppen, auch der hierfeldft ſta⸗ 
tionirten Windiſchgrät⸗Chevauxlegers, fo wie des in Lübeck ein⸗ 
quartirten Regiments Erzherzog Albrecht , 

. C) 
Rendsburg, 27. Febr. Das Gerücht, die Bundestrup⸗ 
pen würden in der nächſten Zeit das ſüdliche Schleswig 
beſetzen, hat ſich nicht allein bis jetzt erhalten, ſondern merkwür⸗ 
diger Weiſe, ohne daß irgend Jemand mit Zuverſicht demſelben 
auben ſchenkt, wird es mit immer größerer Beſtimmtheit wie⸗ 
derholt; ſelbſt Leute, die aus Schleswig kommen, beſtätigen das⸗ 
ſelbe durch die Nachricht, daß ſich das däniſche Milſtär zum 
Abmarſch rüſte und unter demſelben ebenfalls die Meinung ver⸗ 
breitet ſei, daß ſie bald den Bundestruppen Platz machen müß⸗ 
ten. Aus glaubwürdiger Quelle wird verſichert, daß die Unter⸗ 
handlungen wegen Entfernung des Caſino⸗Miniſteriums 
und Beſeitigung des däniſchen Staatsgrundgeſetzes um kein Haar 
brelt weiter gediehen find, man im Gegentheil auf die kraſſeſte 
Opposition in Kopenhagen ſtößt; die Beſetzung Schleswigs ſolle 

nun dieſen Verhandlungen Nachdruck verleihen. (H. N.) 


Groſbritannien. 


(RK) London, 27. Februar. [Minlſter⸗Kriſis.] Lord 
Staulen ſtößt auf unüberſteigliche Schwierigkeiten bei 
der Bildung eines Kabinets, und wird das Projekt wahr: 
ſcheinlich aufgeben müſſen. 

Geſtern, am ſechſten Tage der Kriſis, ſind die Unterhandlungen 
in dem Tory⸗Lager mit einer verzweifelten Thätigkeit geführt wor⸗ 
den, und die lebhafteſte Neugierde knüpfte ſich an die Haltung 
des kühnen Staatsmannes, der berufen ward, der Kriſis ein Ende 
zu machen. Aus dem Umſtande, daß ſich Lord Stanley zu⸗ 
nächſt an den Vicomte Canning wandte und ihn aufforderte, 
das Portefeuille des Auswärtigen in dem Tory⸗Kabinet zu über⸗ 
nehmen, konnte man ſchon auf die Meinung des Lords in Be⸗ 
treff feiner protektioniſtiſchen Parteigänger ſchließen. Lord Can⸗ 
ning iſt ein Mann von Erfahrung und Urtheil, ein Mann der 
Zeibüne, geeignet die hohen Würden im Staate zu erfüllen, aber 
er iſt auch einer der konſtanteſten Freunde der Politik des Frei⸗ 
handels, und er mußte demgemäß das Anerbieten des Lord 
Stanley ablehnen. So hatte denn der protektioniſtiſche Chef bei 
ſeinem erſten Schritte eigentlich die Sache der Protektion aufge⸗ 
we und ſich mit einem Anhänger Sir Robert Peels verbinden 
Um 11 uhe Morgens langte Herr Gladſtone aus Paris an, 


und hatte ſofort eine Zuſammenkunft mit Lord Stanley. Schon 
bi K bekannt 


um 2 Uhr war das - err 
Gladſtone hatte een alls abgelehnt in das neue Jabel zu 
treten. 

Das Unternehmen ward hierauf ein verzweifeltes, denn die 
Capazität des Lord Stanley konnte ihm nicht geſtatten, die Mit⸗ 
glieder ſeiner Adminiſtration in den obſkurſten Reihen der protek⸗ 
toniſtiſchen Partei zu ſuchen. Wir wiſſen nicht, in welchem 
Grade der Major Berenford und Herr D' Ifraeli auf feine 
Entſchlüſſe Einfluß geübt haben, aber es verdient bemerkt zu wer⸗ 
den, daß diesmal der erſte ernſtliche Verſuch gemacht worden iſt, 
die in Lord Stanley perſoniſtzirte konſervative Partei mit einigen 
88 Sir Robert Peels zu vereinigen, und daß dieſer 

erſuch fruchtlos geblieben iſt. Wenn alſo Lord Stanley den 

Plan ein Kabinet zu bilden, noch nicht ganz aufgegeben hat, ſo 
iſt er jedenfalls genöthigt, ſich Kollegen von gänzlicher Nullität 
in der Politik zu wählen. 
Es traf ſich gerade, daß geftern das erſte Lever bei Ihrer Ma⸗ 
jeſtät ſtattfand. Die Appartements in St. James waren mit 
Staats⸗Maͤnnern überfüllt, mit den Opfern der letzten Erſchütte⸗ 
rung und mit den Sſegern in der Perſpektive. Die Aufregung 
von Außen hatte den Zudrang nach Hofe noch bedeutender ge⸗ 
macht, aber der extteme Zwieſpalt der Meinungen beugte ſich vor 
dem der erlauchten Perſon gebührlichen Reſpekte. 

Es dürfte ſchwer werden irgend eine Epoche der engliſchen 
Geſchichte anzugeben, in welcher die hohen Stellen der Regierung 
mit einem ſo ſcheinbaren Mangel an Nothwendigkeit aufgegeben 
wurden, und zu gleicher Zeit eine ſo große Schwierigkeit ſte aus⸗ 
zufüllen. Das Land, die Hauptſtadt find von dieſen Ereigniffen 
ſo plötzlich betroffen worden, daß man heute kaum noch die ganze 
Schwere einſieht. Der geſunde Sinn der Nation kann nicht an 
die Möglichkeit eines Tory⸗Miniſteriums und an die Rückkehr zu 
dem Schutz⸗Syſtem glauben, und man erwartet allgemein eine 
theilweiſe Umkehr zu den Männern des abgetretenen Kabinets. 
Dies wird auch ganz wahrſcheinlich der Ausgang der 
Kriſis werden. Alle dleſe Schwierigkeiten für die Bildung 
eines neuen Kabinets ſind für die Politiker, wie für das Land 
ein geeigneter Beweis für die Prinzipien, welche England regie⸗ 
ren müſſen. Daß Lord Stanley gezwungen iſt, ſeine Ohnmacht 
für die Bildung eines Kabinets einzugeſtehen, dies iſt eine That⸗ 
ſache von unbeſtreitbarer Bedeutung. 

Bis zu dieſem Augenblick iſt noch kein neuer Schritt verſucht 
worden, aber unter den verſchiedenſten Kombinationen, iſt die 
dem Lande am meiſten zuſagende ohnſtreitig diejenige der Koali⸗ 
tion aus dem abgetretenen Whig⸗Kabinet mit einigen Führern der 
peeliſtiſchen Partei. 

Die öffentliche Meinung iſt ſehr aufgeregt, und die Salons 
und die politiſchen Klubbs ſind fortwährend mit Beſuchern 
überfüllt. 

Nach einem allgemein verbreiteten Gerüchte, habe Herr Glad⸗ 
ſtone deßhalb in das Kabinet Stanley einzutreten verweigert, weil 
dieſer eine Eingangsabgabe von 5 Sh. auf das Getreide legen 
will, und daß ſich die Königin nunmehr an den Grafen von 
Clarendon wenden wolle. 


rankreich. 

* Paris, 27. Febr. [Tagesbericht.] Der Miniſter 
Germiny hat im Namen des ganzen Kabinets dem Präſiden⸗ 
ten die Erklärung abgegeben, daß die Situation für das gegen⸗ 
artige Miniſterium nicht mehr haltbar fei; fie wäre nicht nur 
denn ſondern , Ne 1 97 werden, ee 
d nothwendig ſei, auf das ſchnellſte ein parlamentariſche 
Wilen zu a, welches dem Lande Garantien gebe und 
die National⸗Verſ wieder vereinige. Der Präſident ſoll 
geantwortet haben, daß er die ſchwierige Stellung des gegenwär⸗ 
tigen Kabinets wohl einfehe, daß er aber noch einige Wochen 
brauche, ehe er die Miniſter aus ihren Funktionen entlaſſen könne. 


„* 


des Intereſſe. 


wenn nicht alle Anzeich 
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Die heutige Sitzung der National⸗Verſammlung war ohne je⸗ 
Um ſo belebter dürfte die morgende werden, da 
es in derſelben zur Entſcheidung kommen muß, ob die Propo⸗ 
ſition Creton, wegen Rückberufung der exilirten Fürſten, auf 


die Tagesordnung vom I. März kommen ſoll. Ganz wahrſchein⸗ 


lich wird ſie auf's Neue vertagt werden. 

Das Gemeindegeſetz wird nun ganz beſtimmt nicht zur 
Olskuſſion kommen, da ſelbſt die Regierungs⸗Organe jetzt erklä⸗ 
ren, daß nichts anders übrig bleibe, als die Frage in der Schwebe 
zu erhalten, bis Frankreich im Beſitze einer dauerhaften Konſti⸗ 
tution fein wird. Das heißt nun aber die Löſung etwas weit 
hinausſchieben. 

Was man von der Haltung des franzöſiſchen Gouvernements 
gegenüber der Schweiz denken ſoll, fängt nun an ganz unbegreif⸗ 
lich zu werden. Es war eine ganz authentiſche Mittheilung, die 
ich gemacht, und der „Conſtitutionnel“ hatte ſie vollkommen be⸗ 


ſtätigt, daß das Gouvernement ſich mit den von der Schweiz in 


Bezug auf die Flüchtlinge gegebenen Garantien vollkommen zu⸗ 
friedengeſtellt erklärt habe, und ſich an den Drohungen der nor⸗ 
diſchen Mächte nicht betheiligen würde. Heute bringt nun der 
„Conſtitutionnel“ einen neuen Artikel, in dem ſich die Regierung 
auf's Neue beklagt, daß man in der Schweiz eine Propaganda 
gegen die römiſchen Staaten geſtattet, ja daß ſelbſt ein Mitglied 
des Bundesraths die Hand im Spiele hat — genug, man zeigt 
wieder viel Bitterkeit gegen die Schweiz. Welchem Artikel des 
„Conſtitutionnel“ ſoll man nun Glauben ſchenken, dem von heute, 
oder dem von vor drei Tagen? 

Die letzten Nachrichten aus den Departements über die Feier 
des 24ſten melden, daß es in manchen Städten nicht ohne Agi⸗ 
tation vorübergegangen iſt. So wird aus Marſeille geſchrie⸗ 
ben, daß eine kompakte Maſſe bei dem Herauskommen aus der 
Kirche die Muſik eines Regiments habe zwingen wollen, die 
Marſeillaiſe zu ſpielen. Auf die energiſche Zurückweiſung des 
Bataillons⸗Chefs wurde die Maſſe auseinandergejagt. Der Tag 
verfloß ſodann ruhig. Abends verſammelte ſich die Menge wie⸗ 
der um den im Jahre 1848 aufgepflanzten Freiheitsbaum. 
Rufe: „Es lebe die Guillotine! es lebe der Sozialismus!“ miſch⸗ 
ten ſich in den Geſang der Marſeillaiſe und der Montagnarde. 
Die Munizipalität befahl den Freiheitsbaum, welcher ſchon bei 
verſchiedenen Gelegenheiten zum Sammelpunkt für die Emeutiers 
gedient, umzuhauen, was ſofort ohne Widerſtand vollzogen wurde. 

Aus Straßburg wird vom 26ſten gemeldet, daß nach der 
Aufregung vom 24ſten vollkommen Ruhe eingetreten iſt; 73 Of⸗ 
ſiziere der Nationalgarde haben ihre Demiſſion eingereicht. 

Die N. Preuß. Ztg. meldet: „Nach einer in Berlin ein⸗ 


getroffenen telegraphiſchen Depeſche bat der Bundes krach ein 
neues Schreiben an die Kantone der Schweiz erlaſſen, 


in Folge deſſen dieſelbe bald von den Flüchtlingen befreit ſein 
ſoll. Frankreich hat zur Erleichterung der desfalls auszuführen⸗ 
den Maßregeln viel beigetragen, indem es ſich erboten hat, zur 
Weiterbeförderung der Flüchtlinge mitzuwirken.“ 

wei; 

Bern, 25. Februar. [Verſchiedenes.] Die verfuchte, 
nun vereitelte Waffenſendung von Lüttich nach der 
Schweiz, angeblich für die Zeughäuſer in Zürich und Bern, 
beſtätigt ſich; es ſoll dieſelbe aus mehreren tauſend (man fagt 
10,000) Gewehren und eben fo viel Piſtolen beſtehen. Die 
Zahlangabe iſt aber gewiß übertrieben. Der Kampf der Parteien 
im Kanton Bern wird immer intenfiver und der gegenſeitige 
Haß dringt wie ein ſchleichendes Gift immer tiefer in die Her⸗ 
zen. (O.⸗P.⸗A. 3.) 


| — 2 * 

Provinzial - Beitung. 

* Oels, 1. März. [Die Gemeinde⸗Verordneten⸗ 
Wahlen] in dem mit dem herzoglichen Schloßbezirk und Stadt: 
vorwerk vereinten Gemeindebezirk Oels ſind nunmehe vollzogen. 
Gewählt wurden: Deſtillateur Barth, Schuhmachermeiſter 
Beck, Deſtillateur Bielſchowski, Dr. und Gymnaſial⸗Ober⸗ 
lehrer Böhmer, Konrektor Dr. Bredow, Kaufmann Deutſch⸗ 
mann, Kaufmann Eſchrig, Seifenfieder und Bezirksvorſteher 
Fiebig, Böttcher und Bezirksvorſteher Fiſcher, Schuhmacher⸗ 
meiſter Fritz, Partikulier Grell, Schneidermeiſter Georgi, 
herzoglicher Kammer⸗Rath Kleinwächter, Tiſchler Klimm 
senior, Maurermeiſter W. Lehmann, Steuerrath Löfer, 
Kaufmann Lück, Garnhändler Matzke, Gaſtwirth Maier, 
Kaufmann Müller, Lehrer Müller, Brauer Müller, Land⸗ 
ſchafts⸗Rendant Naumann, Kaufmann Oels ner, Zimmermei⸗ 
ſter Olbricht, Apotheker Oswald, Lederfabrikant Philipp, 
Kaufmann Philipp, Kaufmann Rimpler, Uhrmacher Schnei⸗ 
der, Forſtverwalter Schöngart, Rechtsanwalt und Notar 
Schrottky, Probſt Thielemann, Korduaner Weber, Dr. 
medic. Werner und Gaſthofspächter Zopf. 


Liegnitz. Der zeitherige Regierungs⸗Hülfsarbeiter Lieutenant Mat⸗ 
thaei als Polizei-Rathsherr zu Goldberg; der Kaufmann Nedtwig 
u Haynau, als Rathmann daſelbſt; und der zeitherige Schuladſuvant 

erner, als Schullehrer zu Neu⸗Jäſchwitz bei. Bunzlau beſtätigt. 


2 + 
Mannigfaltiges. 
5 ‚1. März.) Den neulich von uns angezeigten „Erin⸗ 
l 975 22 wir der Feder einer geiftee chen deutſchen 


„ ſind fo eben Pariſer „Erinnerungen“ gefolgt, die, 
Dame verdanken 1 — trügen, ein preußiſcher Militär aus der 


auptſtadt des republikaniſchen Frankreichs mit ſich genommen hat. 
Bie Schrift führt den Titel „Frankreich immer das Alte unter der 
neuen Republik oder Eindrücke und Erinnerungen aus Frankreich im 
Jahre 1850 und der kurz vorhergehenden Zeit.“ (Berlin, Verlag von 
Alex. Duncker.) Die Schrift hal, wie der Titel lehrt, eine Tendenz, 


3000 Quart 


Glazer Kern⸗Butter empfiehlt: 
oritz Hauſſer, am Tauenzienplatz Nr. 4. 

Ein Commis wird für die Monate Hillets hierzu 

April und Mai d. J. zu engagiren|nigerfrahe N 

gefischt. Auf ſofortige Anfragen 


nach der 


ranco poste restante Breslau das Nöhere. Saales zu aparten Logen eingerichtet. 


Zu vermiethen Altbüſſerſtraße Nr. 14 nahe 
der Albrechtsſtraße: Ein Comptoir oder Ver⸗ 
kaufsgewölbe, 2 Remiſen, 1 Pferdeſtall, 1 Keller. 
Näheres beim Wirth. 


x 
ei 


find in der köni 

r. 8, pro Herrn 15 Sgr., pro Dame 10 Sgr., 2 

Z. R. an der Kaffe pro Herrn 20 Sgr. pro Dame 15 St; „Für dieſeſeine h 
allfe 


die den früher erwähnten „Erinnerungen“ fremd iſt. Nichtsdeſtoweni⸗ 
ger iſt der Inhalt unterhaltend und die Darftellung pftant, wenn i 
auch die gefällige Glätte abgeht, die eine Eigenthümlichkeit der Werke 
aus weiblicher Feder bildet. Der Verfaſſer, „ein Mann von 7 
wie er ſich ſelbſt nennt, giebt eine Menge der intereſſanteſten Details 
über Perſonen und Vorfälle, welche den höchſten Kreiſen der pariser 
Welt angehörten. Mit beſonderer Theilnahme wird man die Mitigeir 
lungen über die letzten Tage und das geheimnißvolle Ende des Her 
zogs von Bourbon leſen. (©. B. 
Die Voß. Z. enthält Folgendes: Auf dem letzten Hoſballe gab zu 
aß der ö ſterrei“ 
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— Ein zweiter Mezzo fanti in Deutſchland iſt der Sohn des gewe⸗ 
Er hat 


Blämiſch, 12 ’ 
ch, 16) Illyriſch, 15 B 


f —2¹ 
Kiochisc, 24) We 25) Türkiſch, 26 


Nibelungenliedes), 36) Gothiſch, 37) . Delice 38) Sanskrit. — 


chen gelblichen Flecken womit viele n behaftet ſind, 
bana⸗Blätter. Es 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


Berlin, 1. März. Die Frage: Ob Freihandel, ob Schutz 
zoll? — war geſtern wiederum Gegenſtand einer öffentlichen Diskuſ⸗ 
fion. Der kaufmänniſche Verein „Teutonia“ hatte eine Verſamm⸗ 
lung für dieſen Zweck veranſtaltet. Profeſſor Schubert ſprach über 
die Nothwendigkeit und die Zweckmäßigkeit eines Anſchluſſes des Steuer⸗ 
vereins an den Zollverein und hob im Gegenſatze hierzu die 
Nachtheile hervor, welche eine Vereinigung mit dem öſterreichiſchen 
Handels gebiete zur dolge haben müſſe. (C. B.) 

Die Dividende der 6 Millionen Thaler Stamm + Aktien der 
Berlin⸗Anhaltſchen Eiſenbahn iſt für das Jahr 1850 auf Fünf 
Prozent feſtgeſetzt. Es kommen ſonach, nach Abzug der im Juli v. J. 
bereits gezahlten zwei Prozent, gegenwärtig noch ſechs Thaler auf jede 


Aktie zur Auszahlung. Die Befiger der Dividendenſcheine pro 1850 


werden eee in der Zeit vom 28. d. M. bis zum Schluſſe des 
* en Monats, in den Wochentagen, Vormittags von 9 bis 12 Uhr, 
eine 
net und mit Namensunter v en, 
niſchen Platz Nr. 6, n gegen Mappen e 
denſcheine die Zahlung dafür in Empfang zu nehmen. (N. Pr. Z.) 
Die General⸗Verſammlung der Bank⸗Antheils⸗ Eigner 
am 26. v. M. war ſo ſchwach beſucht, daß kaum die hinreichende An⸗ 
zahl derſelben anweſend war, um die Neuwahl des Bank ⸗Ausſchuſſes 
vorzunehmen. { 
über irgend einen Punkt der bisherigen Verwaltung, e 
und Ausgaben zu berathen, oder ſonſt einen ihnen zweckmäßig erſchei⸗ 
nenden Antrag oder ein Geſuch zur Berathung zu ſtellen. re Thür 
tigkeit beſchrält ſich vielmehr nur darauf, die Vorleſung des General- 
Berichts mit anzuhören, die Stimmkarten, mit ihrer Namens » Unter⸗ 
ſchrift verſehen, abzugeben und auf etwanige Anfragen und Anträge 
des Vorſitzenden zu antworten. (Sp. 3.) 


Berlin, 1. März. Dem Maſchinenbauer Georg Sigl zu Berlin 
iſt unter dem 27. Febr. 1851 ein Patent auf eine Klbograph. Schnell 
druckpreſſe in der durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen 
Zuſammenſetzung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile 
u behindern, 2 
den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

Das dem Fabrikbeſſtzer Borſig hierſelbſt unter dem 7. April v. J. 
5 Patent auf eine Bremovorrichtung an Eiſenbahnwagen iſt auf⸗ 
gehoben. 


* 


— 


Nenrode, 25. Februar. Heute hatten die Intereſſenten des pro⸗ 
jeftirten Neurode⸗Scharſenecker Chauſfeebaues hier eine Konferenz we⸗ 
gen Beförderung dieſes dringend nöthigen Baues. Es fand ſich, daß 
bis heute Privat⸗Aktien im Betrage von 4170 Ril. gezeichnet waren, 


Nach den Statuten ſind die Mitglieder nicht berechtigt, 


— 


— 


pecificatiom ihrer e nach der Nummerfolge geord⸗ 


auf ſechs Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für 


wozu die Nice der nicherſchleiſchen ae, im Be⸗ 


lang von 5000 Rtl. tritt. Nach Mittheilung des Ch.⸗Direktors Herrn 
Scholz hat der Staa! auf eine Meile 10,000 Rif. als — 3 — 
zugesichert, wovon auf die betreffende Straße, die nur fiebenachtel Mei⸗ 
len (von Neurode bis zu dem Ausfluß des ſog. Trieben⸗Waſſers in die 
Steine) Länge haben wird, 8750, Rtl. kommen. Es find ene je 
ſammen 17,920 Rtl. als geſichert anzuſehen, und da der Koſtenanſchlag 
auf 26,090 er Wige 9050 Ne c: 4000 Riu. Grund e 
ungsgelder, 7 0 i 1 y 

is wartet, daß ſich der Kreis mit dannen rg 


Pauſe Feen neu komponirt von 
gi. 


nverxichtz 
Hofmuſikalien⸗Handlung der Herren Botz 0 oe Schweid⸗ 
dis zum Ballabende zu haben, 
bend iſt die Gallerie des 
höflichſte Einladung 


Zu bie e nage 
Zu dieſem ft hut, Balletmeiſter. 


Leonhard Ha 
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attun⸗Aus 


ſch 


f 


Maskirter und unmaskirter Carnevals⸗Ball 


im Cafe restaurant, Dienftag den 4. März. 
Während der Pauſe wird ein komiſcher een ren Nane 


Markt: Bereife, | Kartsstraße Nr. 20 
Breslan am 3. arz 1. 
feinſte, ſeine, mit., ordin. Maare MELELLELTLLEEE 
re u orſeuberichte. 
ef 1 5 
Rog 75 5 42 41 39 77 Berlin, 1. März. Eiſenbahn Aktien größtentheils gefragt und höher, Prioritäts « Aktien 
Gerfic 30 28 27 26 unverändert, preußiſche Fonds eder matter fremde jefl 
. 25 23 22 21 . Eisen n-Aktlen. Köln „Minden 37 98% a 99% bez., Priorität 5 1 2 
Roibe Kleeſaat 11% 11 10 TI n Br. Krakau Sberſcleſſcde 44, 75 bez. und Br., Priorität 4 86% Br. Frievrich⸗ Wil 
Melde Klerſaa — 11 10 6 8 dal betne⸗Nordög zn 37% 5 % bez. und Br., Priorität 5% 95% Br. Aiederſchleſlſch⸗ 
Spiritus 6% Ri. Gl 5 Märtifie.3 * Br., Priorität 4 944% bez., Prioritat 5 103% bez. und Gld., 
Die von der Handelskammer eingeſetzte Serie Ae % x l 1 Ben 5 Bweigbahn, 1 70 ey Zig. 
5 n 167 K un . a 5 
3 Obers gef. und 5 48 0 ourſe. Freiwillige Staats Anleihe 5% 106% & Gaal 
28. Febr. 1. März Abd. 10 u. Nrg. Gu. Nchm. 2 u. Anleihe von 1850 14% 100% bez. Staate - Schuld Scheine 31 & 84% bez. — | 
Barometer 278,60 2778,96 277,51” lb ane 127% Br. Poſener Pfandrieſe 48 — — 36 91 bei 
Thermometer 2 79 + 15 Preuß ank Autheiſe 95% 6 bay. „Dolnifge 550 81.4 ae, 4 9% Br, neue 
indrichtung NRW NN . 4 * Poiniſche Hartlal⸗ Obligationen 8 500 Fl. dx 82% bez., . 300, K. 
Luſtkreis bedeckt bed. Schn. überwölkt. 14% Gl. f 
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